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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Martin Stümpfig, 
Gülseren Demirel, Thomas Gehring, Jürgen Mistol, Verena Osgyan, Tim Pargent, 
Gisela Sengl, Dr. Markus Büchler, Patrick Friedl, Christian Hierneis, Paul 
Knoblach, Rosi Steinberger, Hans Urban, Christian Zwanziger und Fraktion 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Starke Klimaziele durchsetzen – für die Zukunft von Europa, Bund und Bayern 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich infolge des fortschreitenden Klimawandels 
und den sich weltweit verstärkenden Auswirkungen – die inzwischen auch längst in 
Bayern zu erkennen sind – umgehend für eine konsequentere Klimapolitik auf allen 
Ebenen einzusetzen 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, 

─ sich angesichts der wissenschaftlichen Erkenntnisse und den Ergebnissen des 
Sachverständigenrates für Umweltfragen (SRU) auf Bundesebene dafür einzuset-
zen, dass das deutsche Emissionsreduktionsziel bei Treibhausgasen für das Jahr 
2030 von 55 Prozent auf 70 Prozent erhöht wird, 

─ dieses Reduktionsziel auch zur Grundlage für die bayerische Klimapolitik zu  
machen, 

─ die Bemühungen der EU-Kommissionspräsidentin und des Europäischen Parla-
ments zur Erhöhung der EU-Klimaziele auf allen Ebenen zu unterstützen sowie die 
EU-Ratspräsidentschaft ebenfalls zur Unterstützung aufzufordern. 

Die Umsetzung der Reduktionsziele soll bis 2030 in jährlich gleichen Schritten erfolgen 
und bei Abweichungen vom Zielpfad durch entsprechende Maßnahmen korrigiert wer-
den. 

 

 

Begründung: 

Der von der Bundesregierung berufene Sachverständigenrat für Umweltfragen hat in 
seinem Umweltgutachten vom Sommer diesen Jahres deutliche Mängel in der deut-
schen Klimapolitik aufgezeigt. Wörtlich heißt es dort: 

„Trotz der erzielten Fortschritte ist sie in dreierlei Hinsicht derzeit noch unzureichend: 
Erstens fehlt es an Transparenz darüber, welches Gesamtbudget an Treibhausgasen 
der deutschen Klimapolitik zugrunde liegt. Zweitens besteht ein Ambitionsdefizit, das 
heißt die nationalen Ziele stellen noch keinen ausreichenden Beitrag zum globalen Kli-
maschutz dar. Drittens gibt es ein Umsetzungsdefizit, da die Klimaziele wiederholt nicht 
erreicht wurden. ...um das Klimaabkommen von Paris zu erfüllen, müssen die deut-
schen Klimaschutzziele insbesondere auch im Einklang mit dem globalen Budget für 
das wichtigste Treibhausgas CO2 sein. Das Konzept der CO2-Budgetierung basiert auf 
klimaphysikalischen Zusammenhängen zwischen klimawirksamen Emissionen und  
Erderwärmung“. 
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Die logische Konsequenz ist daher eine Korrektur der Klimaziele. Um das 1,5°-Ziel des 
Pariser Klimaabkommens zu erreichen, entfällt auf Deutschland noch ein Gesamt-
budget von 4,2 Gigatonnen CO2 ab dem Jahr 2020. Um dieses Budget einhalten zu 
können sind zwei Schritte essenziell: Eine Erhöhung der Reduktionsziele bis 2030 so-
wie eine Umsetzung der Reduktion in einer linearen Entwicklung bis 2030. Dies ist so-
wohl auf Bundesebene wie auf bayerischer Ebene erforderlich. 

Auch die Europäische Kommission hat mit dem European Green Deal vor kurzem vor-
geschlagen, das Klimaziel für 2030 zu überarbeiten, weil sie erkannt hat, dass die eu-
ropäischen Programme nicht mit dem Pariser Klimaziel vereinbar sind. Die Pläne der 
EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen und des Europäischen Parlaments 
gehen daher in die richtige Richtung. Sie sollten – gerade während der deutschen EU-
Ratspräsidentschaft – auch vom Landtag und der Staatsregierung deutlich unterstützt 
werden. 

 

 


